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Zur Ausschlussfrist bei Erstattungsansprüchen (hier: Erstattungsanspruch des Trägers der 
Jugendhilfe gegen den Versorgungsträger nach dem OEG) – Beginn der Ausschlussfrist; 
Zeitpunkt des Entstehens des Erstattungsanspruches – Keine Anwendung von § 111 Satz 2 
SGB X n. F. auf Erstattungsansprüche, die bereits nach altem Recht ausgeschlossen waren  
 

(§§ 104, 107, 111, 120 Abs. 2 SGB X, §§ 111 SGB X a. F.) 
 
 

hier:  
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 10.04.2003 – BVerwG 5 C 19.02 -  
 
 
Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Urteil vom 10.04.2003 – BVerwG 5 V 19.02 – 
wie folgt entschieden: 
 
 
Leitsätze: 
 
1. § 111 Satz 2 SGB X in seiner vom 1. Januar 2001 an geltenden Fassung ist nur dann  

auf nicht abgeschlossene Erstattungsverfahren aus der Zeit vor dem 1. Januar 2001 
anzuwenden, wenn bei In-Kraft-Treten der Neuregelung die Ausschlussfrist nicht bereits 
unter Geltung des § 111 SGB X a.F. abgelaufen war. 
 

2. Zu den Voraussetzungen, unter denen ein Erstattungsanspruch zur Vermeidung seines  
 Ausschlusses geltend zu machen ist. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Bayerischen 
Verwaltungsgerichtshofs vom 12. Dezember 2001 wird zurückgewiesen. 
 
Der Kläger trägt die Kosten des Revisionsverfahrens. 
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